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Der 3. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat nach Anhörung des Beschwerde-

führers und des Generalbundesanwalts - zu 2. auf dessen Antrag - am 

21. Juli 2020 gemäß § 349 Abs. 2 und 4 StPO einstimmig beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Land-

gerichts Düsseldorf vom 18. November 2019 im gesamten 

Strafausspruch mit den zugehörigen Feststellungen aufge-

hoben. 

 Im Umfang der Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmit-

tels, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurück-

verwiesen. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

 

 

Gründe: 

Das Landgericht hatte den Angeklagten mit Urteil vom 30. Januar 2014 

wegen Vergewaltigung in vier Fällen, davon in einem Fall in Tateinheit mit vor-

sätzlicher Körperverletzung, und wegen vorsätzlicher Körperverletzung in fünf 

Fällen, davon in einem Fall in Tateinheit mit versuchter Nötigung, zu einer Ge-

samtfreiheitsstrafe von acht Jahren verurteilt und Adhäsionsentscheidungen 

zugunsten zweier Nebenklägerinnen getroffen. Dieses Urteil hat der Senat auf 

die Revision des Angeklagten mit Urteil vom 23. Juli 2015 in den beiden die 

Nebenklägerin J.         betreffenden Fällen und im gesamten Strafausspruch mit 
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den jeweils zugehörigen Feststellungen aufgehoben sowie die Sache im Um-

fang der Aufhebung zu neuer Verhandlung und Entscheidung an eine andere 

Strafkammer des Landgerichts zurückverwiesen. 

Die neu zur Entscheidung berufene Strafkammer hat nach Einstellung 

der beiden Tatvorwürfe mit Bezug zur Nebenklägerin J.         gemäß § 154 

Abs. 2 StPO den Angeklagten nunmehr wegen der verbleibenden rechtskräfti-

gen Schuldsprüche zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von vier Jahren und neun 

Monaten verurteilt sowie bestimmt, dass hiervon sechs Monate wegen rechts-

staatswidriger Verfahrensverzögerung als vollstreckt gelten. Die gegen die Ver-

urteilung gerichtete und auf die Rüge der Verletzung materiellen Rechts ge-

stützte Revision des Angeklagten hat den aus der Entscheidungsformel ersicht-

lichen weitgehenden Erfolg; im Übrigen ist sie unbegründet. 

1. Das Landgericht hat angenommen, dass neben den Schuldsprüchen 

und den hierzu getroffenen Feststellungen auch diejenigen zum Werdegang 

sowie zur Person des Angeklagten bindend geworden seien. Ausgehend davon 

hat es ohne Weiteres die entsprechenden Feststellungen aus dem früheren 

Urteil des Landgerichts zugrunde gelegt. Eigene, ergänzende Feststellungen 

hat es lediglich zu der Untersuchungshaft des Angeklagten und seinem daran 

anschließenden Lebenslauf sowie zu den Tatfolgen für die Nebenklägerin H.     

getroffen. 

2. Der Strafausspruch hat keinen Bestand, da er nicht auf rechtsfehlerfrei 

getroffenen Feststellungen beruht. 

a) Die von der Strafkammer als bindend angesehenen Feststellungen 

haben nicht als Grundlage für die Strafzumessung zur Verfügung gestanden. 

Nachdem der Senat den gesamten Strafausspruch mit den zugehörigen Fest-

stellungen gemäß § 353 Abs. 2 StPO aufgehoben hatte, sind sämtliche Fest-
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stellungen weggefallen, die sich - wie diejenigen zu den persönlichen Verhält-

nissen des Angeklagten, zu seinem Lebenslauf und zur Frage einer erheblich 

verminderten Schuldfähigkeit - ausschließlich auf die Straffrage beziehen (vgl. 

BGH, Beschlüsse vom 20. November 2019 - 4 StR 504/19, juris Rn. 6; vom 

27. Oktober 2015 - 3 StR 363/15, StV 2017, 520; vom 17. Dezember 1971 -

 2 StR 522/71, BGHSt 24, 274, 275; KK/Gericke, StPO, 8. Aufl., § 353 Rn. 24 

mwN). Entgegen der Wertung des Landgerichts stehen weder die Feststellun-

gen zum Werdegang und zur Person des Angeklagten in einem nicht zu tren-

nenden Zusammenhang mit den zu beurteilenden Taten (vgl. zur Abgrenzung 

im Einzelnen BGH, Beschluss vom 20. Juni 2017 - 1 StR 458/16, BGHSt 62, 

202 Rn. 11 ff.), noch geben die Gründe des Senatsurteils Anlass dazu, abwei-

chend von dem ausdrücklichen Tenor von einem Fortbestand der genannten 

Feststellungen auszugehen. 

Demnach fehlt es an jeglichen Feststellungen zur Person des Angeklag-

ten, soweit sie den Zeitraum vor seiner Untersuchungshaft betreffen. 

b) Vor dem dargelegten Hintergrund ist nicht auszuschließen, dass die 

Strafzumessung des Landgerichts auf dem Rechtsfehler beruht (s. auch BGH, 

Beschlüsse vom 20. November 2019 - 4 StR 504/19, juris Rn. 7; vom  

23. November 2016 - 4 StR 542/16, NStZ 2017, 108; vom 12. Dezember 2012 -

 2 StR 481/12, juris Rn. 4). 
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3. Die Aufhebung des gesamten Strafausspruchs mit den zugehörigen 

Feststellungen lässt die getroffene Kompensationsentscheidung unberührt (vgl. 

BGH, Beschluss vom 20. August 2015 - 3 StR 214/15, StraFo 2015, 481, 482; 

Urteil vom 27. August 2009 - 3 StR 250/09, BGHSt 54, 135 Rn. 7 ff.). Diese 

weist keinen Rechtsfehler zum Nachteil des Angeklagten auf (§ 349 Abs. 2 

StPO). 

 

Spaniol Wimmer RiBGH Dr. Paul ist im Urlaub 
und deshalb an der Unterschrift 

gehindert. 

Spaniol 

Anstötz Erbguth 
 

Vorinstanz: 

Düsseldorf, LG, 18.11.2019 - 70 Js 5008/12 20 KLs 33/15 
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